
§ 39 GenG — Vertretungsbefugnis des Aufsichtsrats
Genossenschaftsgesetz
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegenüber den Vorstandsmitgliedern gerichtlich und
außergerichtlich. Ist nach der Satzung kein Aufsichtsrat zu bilden, wird die Genossenschaft durch einen
von der Generalversammlung gewählten Bevollmächtigten vertreten. Die Satzung kann bestimmen, dass
über die Führung von Prozessen gegen Vorstandsmitglieder die Generalversammlung entscheidet.

(2) Der Genehmigung des Aufsichtsrats bedarf jede Gewährung von Kredit an ein Mitglied des
Vorstands, soweit die Gewährung des Kredits nicht durch die Satzung an noch andere Erfordernisse
geknüpft oder ausgeschlossen ist. Das Gleiche gilt von der Annahme eines Vorstandsmitglieds als
Bürgen für eine Kreditgewährung.

(3) In Prozessen gegen die Mitglieder des Aufsichtsrats wird die Genossenschaft durch Bevollmächtigte
vertreten, welche von der Generalversammlung gewählt werden.
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